
Öffentlich geförderte 
Beschäftigung stärken

Sprach- und Arbeitsförderung 
für alle Asylbewerber/-innen

Existenzminimum: Regelbe-
darf muss bedarfsgerecht 
werden

Soziale Teilhabe als Ziel im  
SGB II verankern

Liebe Leserinnen und Leser, 

der rapide gesellschaftliche Wandel, in dem wir leben, ist unübersehbar. 
Wir erleben ihn in allen Bereichen unseres Lebens. Die politische Gestal-
tung unseres Landes stellt Fragen, die oft nicht mehr an einzelne Ressorts 
gebunden sind, sondern vorrangig übergreifendes Denken, Entwerfen und 
Handeln erfordern – Gesellschaftspolitik im wahrsten Sinne. Die bestehen-
den Gesetze und Regelungen z. B. in der Sozial- und Familienpolitik, in 
der Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik aber auch in der Gesundheits- und 
Engagementpolitik sind auf ihre Tauglichkeit zu prüfen, ob sie dem ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt, der Ermöglichung von Selbstbestimmung 
und Teilhabe und der Sicherung von Freiheit dienen. Sie sind entsprechend 
weiterzuentwickeln.

Wenn es gesamtgesellschaftliche Fragen zu beantworten gilt, macht es 
Sinn, Träger der Zivilgesellschaft einzubeziehen. Die Freie Wohlfahrtspflege 
stellt sich ihrer Verantwortung und unterbreitet mit diesen Forderungs
papieren Vorschläge und Ideen zu wichtigen Fragen des sozialen Lebens 
in Deutschland, die wir Ihnen hiermit an die Hand geben. Wir bitten Sie in 
Ihrem jeweiligen Verantwortungsbereich um Verbreitung und Unterstüt-
zung dieser Forderungen. 

Und so hoffen wir, dass viele der folgenden Punkte in politisches Handeln 
einfließen, in Partei-, Wahl- und schließlich Regierungsprogramme. 

Wir freuen uns auf das Gespräch mit Ihnen. 

Dr. Gerhard Timm
Geschäftsführer der BAGFW

Erwartungen an die Bundespolitik  

in der 19. Legislaturperiode
Arbeitsmarktpolitik 
und Grundsicherung



Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben für alle – wichtiges Ziel 
sozialen Handelns des Staates

Arbeitsförderung

Öffentlich geförderte Beschäftigung ausbauen

Die in der BAGFW zusammengeschlossen Ver-
bände sind der Auffassung, dass auch beson-
ders schwer vermittelbare Arbeitslose, die vom 
Arbeitsmarkt nicht aufgenommen werden, die 
Chance auf Erwerbstätigkeit durch das Ange-
bot einer sozialversicherungspflichtigen öffent-
lich geförderten Beschäftigung erhalten sollen. 
Es gibt etwa 200.000 bis 480.000 Personen (je 
nach Definition) im SGB II, die dauerhaft vom 
Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind und einen 
Bedarf an öffentlich geförderter Beschäftigung 
zur Teilhabe an Erwerbsarbeit haben.  
Die BAGFW fordert grundsätzlich für den not-
wendigen Ausbau der öffentlich geförderten 
Beschäftigung zusätzliche Finanzmittel über 
den sogenannten „Passiv-Aktiv-Transfer“ zu 
erschließen. Für Personen, die mindestens zwei 
Jahre lang arbeitslos waren und mindestens 
zwei weitere persönliche Vermittlungshemm-
nisse aufweisen, sollen mit der Förderung 
Arbeitsplätze inmitten des allgemeinen Ar-
beitsmarktes bei möglichst allen Arbeitgebern 
erschlossen werden. Darüber hinaus fordern 
die Wohlfahrtsverbände im SGB II die Voraus-
setzungen für den Aufbau von Sozialunterneh-
men nach dem Vorbild der Integrationsprojekte 
gem. § 132 SGB IX zu schaffen. So können 
dringend benötigte sozialversicherungspflich-
tige Arbeitsplätze auch für besonders benach-
teiligte Personengruppen wie etwa Langzeitar-
beitslose – mit psychischen Erkrankungen und 
Suchterkrankungen – geschaffen werden. 

Nachhaltige Arbeitsmarktförderung für 
geflüchtete Menschen

Derzeit werden die Integrationsangebote an 
dem Kriterium der „guten Bleibeperspektive“ 
ausgerichtet. Das hat zur Folge, dass unter den 
Asylsuchenden nur solche Flüchtlinge in die 
Sprach- und Arbeitsmarktförderung einbe-
zogen werden, die aus Herkunftsländern mit 

einer Anerkennungsquote von über 50 Prozent 
(derzeit Eritrea, Irak, Iran, Somalia, Syrien) 
kommen. Auch Asylsuchende aus anderen Län-
dern werden zu einem großen Teil in Deutsch-
land bleiben. Wenn sie aber über Monate 
oder sogar Jahre hinweg keine strukturierten 
Integrationsangebote erhalten, lassen sich die 
daraus resultierenden Integrationsversäumnisse 
gar nicht oder nur mit einem großen Aufwand 
beseitigen. Die BAGFW fordert deshalb, dass 
zukünftig alle Asylbewerber/-innen Zugang zu 
den Leistungen der Sprach- und Arbeitsförde-
rung erhalten sollen, wenn das Asylverfahren 
nicht in einer angemessenen Frist von sechs 
Monaten nach Einreise abgeschlossen wird. 

In der Förderung sind neue Weichenstellungen 
nötig: Die Angebote zur Sprachförderung müs-
sen berufs- und ausbildungsbegleitend ausge-
baut und als Regelleistungen im SGB II und III 
verankert werden. Nachdem sich im Jahr 2016 
die Arbeitsmarktförderung der Bundesagentur 
für Arbeit auf die Kompetenzerfassung und 
kurzfristige Aktivierung der Flüchtlinge kon-
zentriert hat, muss zukünftig ein neuer Schwer-
punkt auf die nachhaltige Qualifizierung und 
Beschäftigung von Flüchtlingen gelegt wer-
den. Die Wohlfahrtsverbände fordern, in die 
Berufsausbildung von jungen Flüchtlingen zu 
investieren und Angebote der (abschlussbezo-
genen) Nachqualifizierung für jene Flüchtlinge 
zu machen, die eine Berufstätigkeit im Helfer-
bereich wählen und sich mit einer berufsbeglei-
tenden Qualifizierung (und Sprachförderung) 
weiterqualifizieren möchten. Eine Förderung 
im Bereich der Arbeitsmarktintegration von 
Flüchtlingen sollte frühzeitig erfolgen. Vor-
aussetzung hierfür ist, dass die Flüchtlinge – in 
erster Linie durch ein qualitativ und quantitativ 
ausreichendes Angebot an Sprach- und Inte-
grationskursen – darauf vorbereitet werden, 
an den Regelangeboten der Arbeitsförderung 
teilzunehmen und dass die Regelinstrumente 
bedarfsgerecht weiterentwickelt und flexibili-
siert werden.



Arbeitsmarktpolitik/Grundsicherung

Chancen zum Aufstieg durch Qualifizierung 
schaffen

Auch für viele arbeitslose Menschen in Deutsch-
land gilt, dass ihr fehlender Berufsabschluss ein 
wesentlicher Grund für die Arbeitslosigkeit ist. 
Der Arbeitsmarkt bietet nur vergleichsweise 
wenig Helferstellen. Die Wohlfahrtsverbände 
fordern daher, echte Chancen zum Ausstieg 
aus der Arbeitslosigkeit durch Qualifizierung 
zu schaffen. Die Förderbedingungen in der 
Arbeitsmarktpolitik sind hierfür grundlegend 
neu auszurichten. Nötig sind neue Bildungs-
instrumente, die auf benachteiligte Personen-
gruppen bzw. Personen mit mehreren Ver-
mittlungshemmnissen zugeschnitten sind. So 
sollten diese Bildungsinstrumente z. B. modular 
aufgebaut sein, um Interessierten die Möglich-
keit zu geben, eine Ausbildung nach Bedarf 
zu unterbrechen oder zu verlängern, wenn die 
Lebensumstände dies erfordern. Zudem sollte 
auch während einer längeren Fortbildung der 
Lebensunterhalt verlässlich gesichert sein. Den 
Jobcentern müssen nach den massiven Kürzun-
gen der Gelder für Fort- und Weiterbildung in 
den letzten Jahren zusätzliche Finanzmittel zur 
Verfügung gestellt und mehrjährige Verpflich-
tungsermächtigungen zugeteilt werden, mit 
denen sie längerfristige Fort- und Weiterbil-
dungen finanzieren können.

Armut und soziale Ausgrenzung

Existenzminimum sichern

Die Verbände der Freien Wohlfahrtspflege 
bewerten die aktuelle Bemessung der Re-
gelbedarfe im SGB II als nicht ausreichend. 
Leistungslücken, insbesondere an Schnittstellen 
zu anderen Bereichen der sozialen Sicherung, 
können dazu führen, dass das soziokulturelle 
Existenzminimum unterschritten wird. Für 

Kinder und Jugendliche fehlt es nach wie vor 
an einem sachgerechten und transparenten 
Verfahren zur Regelbedarfsermittlung. Die 
Wohlfahrtsverbände setzen sich daher weiter-
hin dafür ein, dass ein an kindgerechten Bedar-
fen orientiertes, gut nachvollziehbares Verfah-
ren zur Ermittlung der Regelbedarfe für Kinder 
und Jugendliche durchgeführt wird. Über alle 
Altersgruppen hinweg ist eine bedarfsgerechte 
Erhöhung der Regelbedarfe nötig. Die tatsäch-
liche Realisierung eines Rechtsanspruchs auf ein 
menschenwürdiges Existenzminimum darf nicht 
von fiskalischen Gründen abhängig gemacht 
werden. Die finanziellen Mittel, die hierfür not-
wendig sind, müssen bereitgestellt werden. 

Für Kinder und Jugendliche bestehen insbe-
sondere nach vielen Jahren im Leistungsbezug 
massive Benachteiligungen bei ihrer gesell-
schaftlichen Teilhabe und einer chancenge-
rechten Bildung. Die Umsetzung des Bildungs- 
und Teilhabepakets hat diese Situation nicht 
grundlegend verbessert. Die Leistungen zur 
Bildung und Teilhabe werden in der Praxis viel 
zu bürokratisch umgesetzt und erreichen zu 
wenig Kinder und Jugendliche. Die Verfahren 
müssen deshalb vereinfacht und für Familien 
besser zugänglich gemacht werden. Dort wo 
die Teilhabeleistungen zu niedrig sind, müssen 
sie angepasst werden, z. B. beim Schulbedarfs
paket.

Die BAGFW setzt sich dafür ein, dass der Um-
fang von Sanktionen begrenzt und die Um-
setzung von Sanktionen flexibler gehandhabt 
wird, z. B. im Falle von Verhaltensänderungen 
der sanktionierten Menschen. Grundsätzlich 
sollte die Sanktionshöhe nicht mehr als 30 Pro-
zent des maßgeblichen Regelbedarfs betragen. 
Auf Sanktionen bei den Kosten der Unterkunft 
ist ganz zu verzichten. Die bisher geltenden 
verschärften Sanktionen für Leistungsberech-
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BAGFW-Forderungen an die Bundespolitik 
nach der Bundestagswahl 2017 gibt es zu 
folgenden Themen: 

Behindertenpolitik

Gesundheitswesen

Migration

Kinder, Jugend, Familie und Frauen

Arbeitsmarktpolitik und Grundsicherung

Bürgerschaftliches Engagement

Europa

Altenhilfe und Betreuungsrecht

tigte bis zum 25. Lebensjahr müssen aufgege-
ben werden. Aus der Praxis der Wohlfahrtspfle-
ge wird immer wieder zurückgemeldet, dass 
sich ein Teil der jungen Menschen aufgrund 
von Sanktionen vollständig zurückzieht und 
nicht mehr erreicht wird. Mit besonderer Sorge 
ist ein Anstieg der Zahl wohnungsloser junger 
Menschen zu sehen. 

Soziale Teilhabe im SGB II verankern

Bei der Einführung der Grundsicherung für 
Arbeitssuchende war der Gesetzgeber davon 
ausgegangen, dass die meisten Menschen diese 
nicht längerfristig benötigen. Derzeit erhält 
jedoch fast die Hälfte der SGB II-Empfänger die 

Leistungen bereits seit vier Jahren oder länger. 
Angesichts der zunehmenden Verfestigung des 
Leistungsbezugs und der damit einhergehen-
den sozialen Ausgrenzung dieser Menschen 
plädiert die BAGFW dafür, die soziale Teilhabe 
ausdrücklich als zusätzliches gesetzliches Ziel 
im SGB II zu verankern. Damit würde deutlich 
gemacht werden, dass neben den bestehenden 
Zielen, Übergänge in Erwerbstätigkeit und den 
Austritt aus dem Leistungsbezug zu fördern, 
die Gewährleistung eines menschenwürdi-
gen Existenzminimums und die Sicherung der 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ebenfalls 
wichtige Ziele sind. 


